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U r t e i l
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g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

Beigeladene
und Revisionsklägerin: „„„„„„„„„„„ „„„

Prozeßbevollmächtigte:„„„„„„‚ „„„„„„„„„„„„„„„„„„„ „

Der 7° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 160 März 1975 durch den

Vorsitzenden Richter S c h m i t t ‚
die Richter

Dr„ B r 0 c k e und Dro H e u B n e r und die

ehrenamtlichen Richter w o l f f und

H e i m a n n «’
. r

für Recht erkannt:

Die Revisionén des Klägers und der Beigoladoncn
gegen das Urteil des Landessozialgerichts

Niedersachsen vom 8° April 1970 werden zurückge—

wiesen°
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Der Kläger ist als Waldarbeiter bei der beigeladenen Forst—

genossenschaft beschäftigt° Sein Lohn ist mündlich frei

vereinbart worden„ Er ist nicht tarifgebundeno Die beklagte

Bundesanstalt für Arbeit (BA) zahlte dem Kläger bis Juni

l966 Kindergeld„ Mit Bescheid vom 4° Juli 1966 entzog sie

ihm das Kindergeld mit Ablauf des Monats Juni l966„ Zur

Begründnng gab sie an, die Arbeitgeberin des Klägers sei

eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, der Anspruch auf

Kindergeld also gemäß 5 ? Abs° l Nr° 5 des Bundeskinder—

geldgesetzes (BKGG) ausgeschlossen° Der Widerspruch des
_

Klägers blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 270 Sep—

tember 1966)°
;

Diolüergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG)

Hildesheim durch Urteil vom 50 April 1967 abgewiesen° Die

dagegen eingelegte Berufung des Klägers hat das Landes»

sozialgericht (LSG) Niedersachsen durch Urteil vom 80 April

1970 zurückgewiesena In den Entscheidungsgründen hat es
ausgeführt: Für den Ausschluß des Klägers vom Bezug des

Kindergeldes nach @ ? Abs° l Nr° 5 BKGG reiche es aus? daß
die beigeladene Forstgenossenschaft formal Körperschaft

des öffentlichen Rechts sei° Es sei nicht notwendig? daß"

sie darüber hinaus fiskalisch in den Verband der öffent—

lichen Hand eingegliedert sei und das im öffentlichen

Dienst übliche Tarifrecht anwende° Mit der Rechtsprechung

des Bundessozialgerichts —BSG—(SozR Nr° 4 zu 5 ? BKGG)

sei von einem einheitlichen Rechtsbegriff der öffentlich—

echtlichen Anstalt und damit auch der öffentlich—recht—H

lichen Körperschaft auszugehen° Dagegen könne auch nicht

__5_l

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..}...

eingewandt werden, bei der Auslegung sei die Überschrift

des 5 ? BKGG— "öffentlicher Dienst”
— zu berücksichtigen°

Dieser könne nach zwei verschiedenen Merkmalen abgegrenzt

werden° Einmal sei es möglich, darauf abzustellen9 ob der

Arbeitgeber eine juristische Person des öffentlichen

Rechts sei; diese dem Dienstrecht nicht fremde Abgrenzung

liege auch dem 5 ? Abs° l Nr° 5 BKGG zugrunde° Andererseits

sei es auch möglich, den öffentlichen Dienst danach abzu—

grenzen7 ob die für die Arbeit ehmer des Bundes oder eines

Landes geltenden oder vergleic baren tarifvertraglichen

Regelungen auf die Arbeitsverh■ltnisse angewandt würden°

Diese Form der Abgrenzung enthälte @ ? Abs° 1 Nr„ 4 BKGG°
Die beigeladene Forstgenossensdhaft sei als Realgemeinde

nach dem Gesetz betr° die Verfassung der Realgemeinden

in der Provinz Hannover vom 50 Juni 1888 (Preußische Ge—

setzessammlung S° 235)
- RGG

—1als
Körperschaft des öffent—

lichen Rechts anzusehen° Das habe auch bereits der Bundes—

gerichtshof (BGH) mit Urteil vom 17° Januar 1962 (BGHZ 56,
285) entschieden° Unerheblich sei die wirtschaftliche

Leistungsfähigkeit der beigeladenen Forstgenossensc‘naft°

5 ? Abs° l Nr° 3 BKGGknüpfe nählich nicht an diese an‚)
sondern an die formale Organisation° Körperschaft des '

öffentlichen Rechts sei aber nach dem RGG nur eine Forst—

genossenschaft, die — wie die Beigeladene — ein Statut
habe° An der Rechtslage habe sich auch nichts durch die

nach der Entscheidung des BGH vom 17° Januar 1962 ergangener

Gesetzesänderungen, auf die sich der Kläger berufea geänderto
Das gelte zunächst von dem Gesetz über die Ermittlung des

Gewinns aus Land— und Forstwirtschaft nach Durchschnitts—

sätzen vom 15„ September 1965 —‘GDL_ (BGBl I 1350)„ Die
Gesetzesänderung betreffe eine rein Steuerrechtliche Frage;

ob nämlich Einkünfte von Forstgenossénschaften und ähnlichen
Realgemeinden im Sinne des 5 5 Abs° 2 des Körperschafts—

steuergesetzes körperschaftssteuerpflichtig seien oder zur
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Einkommensteuer herangezogen werden müßteno Zu Unrecht

berufc sich aus ähnlichen Gründen der Kläger auch auf das

Gesetz zur Änderung des Gasöl—Verwondungsgesetzes — Land—

wirtschaft vom 8° September l969 (BGBl I 1589)„ Im Rahmen

dieses Gesetzes komme es nur auf die haushaltsmäßige Zuge—

hörigkeit zur öffentlichen Hand und nicht auf die formale

Abgrenzung als Körperschaft des öffentlichen Rechts an°

Auch diesem Gesetz könne daher nicht entnommen werden? daß

die Realgemeinden nach dem RGG in Körperschaften des

privaten Rechts umgewandelt werden sollten° In diesem

tZusammenhang sei auch noch das Bundesgesetz über fo ‘—

9
rs

wirtschaftliche Zusammenschlüsse vom l° September 196

(BGBl I 1545} zu erwähnen° Dieses Gesetz kenne in 9 2

Forstbetriebsgemeinschaften als privatrechtliche Zusammen—

schlüsse und in @ 7 Forstbetriebsverbände als öffentlich—

rechtliche Körperschaften° Dabei komme es nur auf die

Rechtsnatur des Zusammenschlusses„ nicht auf die Rechtsm

natur der zusammengeschlossenen Waldeigentümer an° Für

die Zeit von November 1969 an habe der Gesetzgeber den

öffentlich—rechtlichen Charakter der beigeladenen Forst—

genossenschaft ausdrücklich klargestellt„ Nach 5 2 des

Niedersächsischen Realverbandsgesetzes vom 4° November

l969 (Nds„ GVBl SO 187) seien die Realgemeinden Körper—

schaften des öffentlichen Rechtso Nach 5 1 dieses Gesetzes

gehörten zu den .Rcalverbänden die Realgemeinden im Sinne

des alten preußischen RGG° Im stenografischen Bericht des

Landtags (520 Sitzung vom 20° Juni l969‚ VI/4878„ 4880)

und im Regierungsentwurf (Landtagsdrucks„ VI/ZO5 SO 19 f)

heiße es hierzu„ die öffentlich—rechtliche Organisations—

form sei auch von der Sache her nicht nur gewünscht9 sondern

gerechtfertigt„ Der Gesetzgeber habe keine Rechtsänderung„

sondern lediglich eine Rechtsklarstellung gewollta Damit

gehe auch der Gesetzgeber davon aus„ daß die Realgemeinden

Körperschaften des öffentlichen Rechts seien°
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Gegen das Urteil des LSG habem der Kläger und die beige—
ladene Forstgenossenschaft — die zugelassene — Revision

eingelegt° Sie rügen eine Verletzung des 5 7 Abs° 1 Nr, 5

BKGG und des Art° } des Grundgesetzes (GG), Sie führen
dazu aus: Die vom Berufungsgericht getroffene Auslegung

des 5 ? Abs° l Nr° 5 BKGG müsst schon aus praktischen

Gründen abgelehnt werden° Die beigeladene Forstgenossen—

schaft sei nämlich der erheblihhen finanziellen Belastung

‚nicht gewachsen, wenn sie in Zukunft aus eigenen Mitteln

ihren Arbeitnehmern Kindergeld zahlen müsse° Sinn und Zweck
der Vorschrift des 5 ? BKGG sei es, die Arbeitnehmer des

öffentlichen Dienstes vom Bezug des Kindergeldes auszu—
schließen° Das LSG habe bei seiner Auslegung den Begriff

des öffentlichen Dienstes verkhnnt° Durch die Beschäftigung

des Klägers als Waldarbeiter sei die Beigeladene nicht zu

einem öffentlichen Dienstherrn und der Kläger nicht zu
einem Angehörigen des öffentlibhen Dienstes geworden,

Es müsse auch bezweifelt
werdeö,

ob sich das LSG auf die

Entscheidung des BSGvom 100 Juli 1969 (SozR Nr° 4 zu
5 7 BKGG) berufen könne° Das S

scheine darauf zu beruhen, daß gerade die Vorschrift des

@? Abs° 1 Nr, 4 BKGGden Schluß reehtfertige, Arbeitnehmer
‘öffentlich—rechtlicher Anstalten als Arbeitnehmer des

öffentlichen Dienstes im Sinneldes @ ? Abs° l Nr° 5 BKGG

zu behandeln, Auf das Arbeitsvhrhältnis des Klägers werde

chwergewicht dieses Urteils

aber der für die staatliche Forstverwaltung des Landes

Niedersachsen gültige Tarifvertrag nicht angewendet° Die

arbeitsrechtlichen Beziehungenädes Klägers und der Beige—

ladenen seien vielmehr, wie das Berufungsgericht zutreffend

festgestellt habe, frei mündlich vereinbart° Ein Verstoß

gegen den Gleichheitssatz (Art, 5 Abs° 1 GG) werde darin

gesehen, daß Arbeitnehmer von
katholischen Klöstern und

klösterlichen Verbänden, die Körperschaften des öffentlichen
Rechts seien, Kindergeld erhielten, weil diese Körper—
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schaften nach Auffassung des Bundesministers für Arbeit

und Sozialordnung nicht unter die Ausschlußfrist des 5 7

Abs„ 1 Nr„ 5 BKGG fielen (Erlaß vom 150 Juli 1964 — II b

4*2985 — abgedruckt bei Berndt/Draegera Arbeitsvermittlung,

Berufsberatung, Arbeitslosenversicherung‚ Teil VIII9

@@6 — 8 E 4 —)„ Auch aus dem formalen Charakter der

Beigeladenen als Körperschaft des öffentlichen Rechts

könne nichts geschlossen werden‚’weil die Beigeladene

wegen ihrer überwiegenden privatrechtlichen Merkmalen den

juristischen Personen des PriVatrechts näher stehe und

jedenfalls dann nicht aus formalrechtlichen Gründen als

zum öffentlichen Dienst gehörig gerechnet werden könne?

wenn auf sie, wie im hier vorliegenden Fall? die Vor—

schrift des 5 ? Abs° 1 Nr„ 4 BKGG nicht anzuwenden sei°

Im Gegensatz zur Auffassung des LSG sei den auch noch in

jüngster Zeit erlassenen Gesetzen zu entnehmen? daß der

Gesetzgeber den Forstgenossenschaften eine Sonderstellung

gegenüber sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts

zugestehc‚ die eine unterschiedliche Behandlung auch der

Beigeladenen bei der Kindergeldregelung notwendig mache°

Der Kläger und die Beigeladene beantragen?
die vorinstanzlichen Urteile und den Entziehungse

.
bescheid vom 4a Juli 1966 in der Gestalt des Wider—

spruchsbescheids vom 270 September l966 aufzuheben?

hilfsweise$

den Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Die Beklagte beantragt?

die Revision zurückzuweisen°
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Sie hält das Urteil des LSG fü zutreffend und führt noch

aus: Es liege keine Verletzung des Gleichheitssatzes

(Art° 5 Abs° 1 GG) darin, daß den Arbeitnehmern von
Klöstern und klösterlichen Verdänden in Bayern Kinder—
geld gewährt Werde, weil diese Einrichtungen nur formal

den Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts

hätten7 ohne es jedoch in Wirklichkeit zu sein° Unge—

achtet der Frage‚ ob diese Ausnahmeregelung gerechtfertigt

sei oder nicht, könne die Revision daraus gleichwohl kein

Präjudiz herleiten° Die Begründung der Ausnahme ergäbe

sich nämlich aus dem kanonischen Recht und aus der auch

vom Reichskonkordat berücksichtigten Ausnahmestellung der

Klöster gegenüber der Kirche und anderen Religionsgemein—

schaften° Aus einer möglicherweise rechtsirrtümlichén An—

wendung des Gesetzes könne im übrigen die Revision keinen

Anspruch auf Gleichbehandlung herleiten°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil nach 5 124 Ahso 2 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) einverstanden erklärt°

II

Die Revisionen des Klägers und der beigeladencn Forstgo—

nossenschaft sind unbegründet° /

Der Kläger ist Arbeitnehmer der Beigeladenen; diese ist

eine Körperschaft des öffentlichen Rechts„ Er ist damit

vom Bezug des Kindergeldes nach 5 ? Abs° l Nro 5 BKGG
ausgeschlossen° Die-Beklagte hat daher dem Kläger mit

Ablauf des Monats Juni 1966 nach 5 22 BKGG das Kindergeld

zu Recht entzogen‚ weil die Voraussetzungen für die Ge—

währung von Anfang an nicht vorgelegen haben°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Nach @ ? Abs° 1 Nr° 5 BKGG sind Arbeitnehmer des Bundes,

eines Landes, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder

einer sonstigen Körperschaft, einer Anstalt oder Stiftung

des öffentlichen Rechts vom Bezug des Kindergeldes ausge—
schlossen° Das Berufungsgericht hat zutreffend angenommen,

daß diese Voraussetzungen beim Kläger erfüllt sind°

Die mit einem Statut versehenen Realgemeinden in der frü—

heren preußischen Provinz Hannover, zu denen die beige—

ladene Forstgenossenschaft nach den unangefochtenen und

für das Revisionsgericht (@ 165 SGG) bindenden Feststel—

lungen des LSG gehört und die durch das preußische RGG

vom 50 Juni 1888 eine gesetzliche Regelung erfahren haben,

die durch Art, 164 des Einführungsgesetzes zum BGB auf—

rechterhalten werden ist, sind Körperschaften des öffent—

lichen Rechts° Das entspricht nicht nur der überwiegenden

Meinung in der Literatur, sondern auch der ständigen Recht—

sprechung des BGH (BGHZ 56, 283 mit ausführlichen Nach—
weisen des Schrifttums; BGH LM Nr° 2 zu 5 142 BGB), Der

Senat hat keinen Anlaß, von dieser Rechtsprechung abzu_

weichen, zumal auch die Revision den formellen Status der

beigeladenen Forstgenossenschaft als Körperschaft des

öffentlichen Rechts in der Revisionsbegründung (So 8}

nicht in Zweifel zieht° Hinzu kommt, daß 5 1 Nr, 2 in
Verbindung mit 5 2 Abs° 1 Satz 1 des Niedersächsischen

Roalvorbandsgesetzes vom 4, November 1969 (Nds° GVB1 S,
187) ausdrücklich den Status der beigeladenen Forstgew

nossenschaft als Körperschaft des öffentlichen Rechts

bestätigt hat,
4 ;

Nicht nur vom Wortlaut her rechtfertigt es sich, die Arbeit—

nehmer der beigeladenen Forstgenossenschaft gemäß 5 7

Abs, 1 Nr° 5 BKGG vom Bezug des Kindergeldes auszuschließen°
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Das ergibt Sieh auch aus dem ZÄsamhenhang und der Ent—
wicklungsgesehichte der Vorschriften des 5 ? BKGG°Gegen
eine Differenzierung Zwischen einzelnen Körperschaften des
öffentlichen Rechts Spricht schon die Tatsache„ daß nach
5 7 Abs 1 NPD 4 BKGG sogar Arbeitnehmer bestimmter Ver—

einigungen, Einri0htungen und Unternehmungen deren
privatrechtliche ReChtsform außer Frage steht‚ vom

Bezug

des Kindergeldes_ausgeschlossen sind, wenn diese privat—
rechtlich organisierten Rechtsträger Aufgaben der Daseins—

vorsorge wahrnehmen(BSG 52, 102) und Tarifverträge des
Bundes oder eines Landes oder

denen
vergleichbare tarif—

vertragliehe Regelungen anwenden (vglr BCE—Drucks°IV/818

s„ 15 und 16; BSGSozRNr„ 5 zu s 7 BKGG;BSG52‚ 102)„
Wenn schon Arbeitnehmer dieseriVereinigungen‚ Einrichtungen

und Unternehmungen zum öffentlichen Dienst im weiteren
Sinne gerechnet und VemBezug des Kindergeldes ausge—
schlossen werden dann wäre es unverständlich Arbeit—

’örperscharten Anstalten und Stiftungen des

öffentlichen Rechts nicht als Arbeitnehmer des öffentlichen
Dienstes im Sinne des @? Abs° l BKGGzu behandeln (vglc
BSG SozR Nr° 4 zu S 7 BKGG)°

Tnehmer von

Auchdie Entstehungssesehiehtedes5 ? BKGGspricht für
die hier vorgenommeneAuslegung; Nach 5 5 Abs° 2 Nr° 2
des Kindergeldeesetzee vom15„ November1954 —KGG—(BGBl I
555) bestand ein Anspruch auf Brittkindergeld nicht für

Kinder von Arbeitnehmern des Bundes‚ der Länder‚ der Ge„
meinden (Gemeindeverbände) undäder sonstigen Körperschaf—
ten? Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts‚
ÖÖTGHBeschäftigung im jeweiligen Monat drei Viertel der
regelmäßigen Arbeitszeit erreichte‚ soweit ihre Dienste
herren Regelungen anwendeten‚ die mindestens den allgemeinen
tarifliehen Bestimmungen des Bundes oder der Länder über
Kinderzuschläge entsplrachen° Bereits bei der Einführung
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des Zweitkindergeldes durch das Kindergeldkassengesetz
—KGKG—vom 18° Juli 1961 (BGBl I 1001) hat der Gesetzgeber

eine andere Regelung getroffen° Nach @ 5 Abs„ 1 Nr„ 2
KGKG bestand der Anspruch auf Zweitkindergeld nicht für

Kinder von Arbeitnehmern des Bundes‚ der Länder? der
Gemeinden (Gemeindeverbände) und der sonstigen Körper—

schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts‚

ohne Rücksicht darauf‚ ob diese entsprechende tarifver—

tragliche Regelungen des Bundes oder der Länder über

Kinderzuschläge anwendeten° Die noch in € 5 Abs[) 2 Nr„ 2
KGG vorhandenen Einschränkungen wurden fallengelassen‚ weil

sie sich nicht bewährt und zu erheblichen Verzögerungen der

Kindergeldgewährung und zu Doppelleistungen geführt hatten
(vgl° BR—Drucks„ 90/61 S„ 14; BT—Drucks° III/26%8 So 14;

BTU-Drucks° III/2868 S° 5)„ Entsprechende Gegenvorschläge
des Bundesrates, Angehörigen des öffentlichen Dienstes9

die nicht den vollen gesetzlichen oder tariflichen Kinder—

zuschlag erhielten? dennoch das Zweitkindergeld insoweit

zu zahlen? als die Kinderzuschläge die Höhe des Zweit»
kindergeldes nicht erreiChten‚ wurden vom Bundestag aus_
drücklich abgelehnt und fanden keinen Eingang in das KGKG

(vsl„ BT—Drucks°III/2648 s° 25 und so 27; BT—Drucks„
iii/2868 8° 33° Schon nach dem KGKG(@4 Abs„ 1) wurde

“\don Arbeitnehmern des Bundes‚ der Länder‚ der Gemeinden

(Gemeindeverbande) und der sonstigen Körperschaften‚

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts ein

arbeitsrechtlicher Anspruch eingeräumt9
wenn ihre Arbeit—

geber nicht die für Beamte geltenden besoldungsrechtlichen

Vorschriften über Kinderzuschläge oder Regelungen anwende—

ten? die diesen mindestens entspracheno Allerdings wurden

den Arbeitgebern die aus dieser Regelung des 5 4 Abso l
KGKG entstehenden Mehraufwendungen auf Antrag von der

Kindergeldkasse7 also aus Mitteln des Bundes, erstattet

(5 4 Abs„ 4 KGKG)°
‚'
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Bei der umfassenden Neuregelung des Kindergeldes durch

das BKGG im Jahre 1964 wurde atch für das Kindergeld für

die dritten und weiteren Kinder ausdrücklich an die Rege—

lungen des KGKGund nicht des KGGangeknüpft (vglü BT—
Drucks° lV/8l8 SO 15)„ Die beim Zweitkindergeld nach
5 4 Abs° 4 KGKG bisher noch vorgeschriebene Erstattungs—

pflicht wurde sogar nicht mehr mit in das BKGG übernommen°

Dies wurde damit begründet‚ daß die Arbeitgeber durch die

Gewährung von Ersatzleistungen‘nicht stärker belastet

würden als die übrigen öffentkich—rechtlichen Arbeitgeber

durch die Gewährung von
Kinde■zuschlägen° Im wirtschaft—

lichen Ergebnis entsprach der Entwurf damit der Regelung

des KGG, nach der die öffentlich—rechtlichen Arbeitgeber?

die auf ihre Arbeitnehmer keine Regelungen über Kinderzu—

schläge anwendeten9 verpflichtet waren‚ die Kindergeldge—

währung durch Beiträge an die\gesetzlichen Träger der

Kindergeldzahlung (Familienausgleichskassen)
zu finanzieren

(Vgi° BT—Drucks„IV/818s° 16)° Alle Versucheim Bundes—.
tag‚ dennoch für die Arbeitgeder des öffentlichen Dienstes

zu einer Erstattungsregelung 2egenüber dem Bund zu kommen,

scheiterten, wie sich

ausdrücälich

aus dem Kurzprotokolll

der 49° Sitzung des Ausschusses für Arbeit — 21° Ausschuß «
ergibt (vgl° Kurzprotokoll 4938„ l2)°

Aus dem Wortlaut des 5 7 Abs° l Nr° 5 BKGG, seinem Zusammen—

hang mit 5 7 Abs° l Nr° 4 und 5 ? Abs° 6 BKGG sowie in
Verbindung mit der Entstehung3geschichte des 5 7 Abs° l und

6 BKGG ist daher auf den ausdrücklichen Willen des Gesetz—

gebers zu schließen5 daß bei allen Körperschaften‚ An—

stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, ohne Rück—

sicht auf die von ihnen zu erledigenden Aufgaben und Ge—

, schäfte und ohne Rücksicht darauf‚ ob auf ihre Arbeit—
nehmer tarifvertragliche Regelungen angewendet werden9

‘die mit denen des Bundes oder}eines Landes vergleichbar

’
—12 _
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'sind7 Kindergeld nach dem BKGG nicht gewährt werden soll°

Mit Recht ist deshalb das LSG in Anlehnung an das Urteil

des Senats vom 10° Juli 1969 — ? RKg 19/67 — (SozR Nr„ 4

zu S ? BKGG) auch bei den Arbeitnehmern der beigeladenen

Forstgenossenschaft zu dem Ergebnis gekommen9 daß diese

vom Bezug des Kindergeldes nach 5 7 Abs° l Nr° 5 BKGG aus—

geschlossen sindu i

. Y
?
»

Diese Regelung verstößt nicht gegen den Gleichheitssatz
des Art° 5 Abs° l GG° Ein solcher Verstoß kann im vor—

liegenden Fall insbesondere nicht darin gefunden werden‚

daß der Gesetzgeber den Arbeitnehmern der öffentlich“

rechtlichen Forstgenossenschaften anstelle eines Anspruchs

auf Kindergeld nach dem BKGG einen Anspruch gegen ihre

Arbeitgeber einräumt‚ ihnen bei Vollbeschäftigung auf

arbeitsrechtlicher Grundlage gesetzliche Leistungen in‘

Höhe des Kindergeldes zu gewähren (% 7 Abs:: 6 BKGG}7

während privatrechtlichen Waldgenossenschaften diese Ver»

pfliöhtung nur auferlegt ist? wenn sie die besonderen Vera

aussetzungen des 5 ? Abs° 1 Nr„ 4 BKGG erfülleno Es handelt

sich hierbei nicht um eine unsachliche (willkürliche)

Differenzierung° Allerdings geht im Gegensatz zu den frühe—
ren Regelungen im KGG das BKGG davon aus, daß es Aufgabe

der Allgemeinheit ist‚ die wirtschaftliche Familienlast

in gewissem Umfang auszugleichen; daher hat es die Auf—

bringung der für diesen Ausgleich erforderlichen Mittel

dem Bund auferlegt und ist von dem früheren Versicherungs—
prinzip7 bei dem die Leistungen durch Beiträge der Arbeit—

geber aufzubringen waren7 abgegangen° Ausnahmen von dieser

selbstgewählten Regel sind‚ auch unter Berücksichtigung

der im Bereich der gewährten Staatstätigkeit dem Gesatz—
geber zustehenden großen Gestaltungsfreiheit„ nur dann mit

dem GG vereinbar‚ wenn sie durch einen sachlich ein—

/
leuchtenden Grund gerechtfertigt sind° Der Ausschluß der

Angehörigen des öffentlichen Dienstes im weiteren Sinne

_ 15 i
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von dem Kindergeld ist aber sac lich gerechtfertigt, weil

der dafür aus anderem Rechtsgruhd (@ 7 Abs° 6 BKGG) gegen
ihre Arbeitgeber gerichtete arbeitsrechtliche Anspruch in

Höhe des Kindergeldes sich ebenfalls gegen die öffentliche

Hand richtet und es der Sinn und Zweck des BKGG ist‚ d0ppelte

Leistungen der öffentlichen Hand für den gleichen Zweck zu

vermeiden(BVerfG22, 28, 34; ete 52, 98, 101)„ DieseEr—
wägungen rechtfertigen grundsätzlich den Ausschluß der in

5 ? Abso l Nr° l bis 5 BKGG bezeichneten Gruppen von dem

BezugdesKindergeldes(BVerfGé2, 28, 34r;)„ Dermit der
Regelung verfolgte Zweck geht somit dahin? die Arbeitnehmer

des öffentlichen Dienstes im weiteren Sinne von der allge—

meinen Regel des BKGG
auszunehnfn9

weil die Zahlung von

entsprechenden Leistungen an sie durch die Arbeitgeber inso—
weit.ebenfalls

aus öffentlicheni■itteln erfolgte (vglo

BVfrfG 227 287 56)°

Es kann hier dahinstehen, ob etwas anderes zu gelten hätte?

wenn es sich bei der beigeladenin Forstgenossenschaft um

eine Körperschaft des öffentlic en Rechts handeln würde?

der keinerlei Hoheitsrechte —
wie den Klöstern in Bayern —

zustünden und die sich nur rein erwerbswirtschaftlich mit

der Absicht auf Gewinnerzielung betätigen würde„ Dies ist

nämlich bei der Beigeladenen nicht der Fall° Mit Recht

hat insoweit das LSG schon
darajf

hingewiesen, daß der

beigeladenen Forstgenossenschaf eine Reihe von hoheit—

lichen Befugnissen nach dem
RGGäeingeräumt

ist, die sie

damit in jedem Fall als Verwaltung im funktionellen Sinne

erscheinen läßt° Da die Realgeméinden in der ehemals
preußischen Provinz Hannover — also auch die Beigeladene —
die Befugnis haben? von den Mitgliedern Umlagen zu erheben„

die den öffentlichen Lasten gleichzuachten sind (5 8 Nr„ 3

_ 14 _'
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und 4 RGG), und diese ebenso wie die sonstigen Verpflich—

tungen gegenüber der Realgomoind0 vom Vorstand durch An—

.
wendung der dem Gemeindevorsteher zustehenden Zwangsmittel

durchgesetzt werden können (vgl° jetzt € 29 Abs„ l und 4

des niedersächsischen Realverbandsgeectzcs)a verfügt die
Beigeladene auch über ”öffentliche Mittel”‚ so daß auch von
diesem Gesichtspunkt her ihre Zurechnung zu den Arbeit—

gebern des öffentlichen Dienstes im weiteren Sinne bedenken—

frei ist„ Wie schon das Berufungsgericht zutreffend
aus—

geführt hat, ändern daran die vom Kläger und der Beigela—

denen angeführten Vorschriften des GDL‚ des Gesetzes zur

Änderung des Gasöl—Verwendungsgesetzes —Landwirtschaft—
und die Vorschriften über forstwirtschaftliche Zusammen—

schlüsse — auch nach dem Entwurf des Bundeswaldgesetzes

(BB—Drucks„ 501/72) — nichts° Durch alle diese Gesetze wird

nämlich die Möglichkeit der beigeladenen Forstgenossen«

schaft‚ mit Hilfe ihrer durch Gesetz eingeräumten hoheit—

lichen Befugnisse zwangsweise Gelder von den Mitgliedern

der Bcwllgemeinde? also öffentliche Mittel> zu erheben?

nicht berührt„

Mit Recht hat das Berufungsgericht auch die von der bei—

geladenen Forstgenossenschaft behaupteten wirtschaftlichen

Schwierigkeiten durch die Zahlung von Kinderzuschlägen an
ihre Arbeitnehmer als unerheblich angesehen„ Sollten sich

Erschwernisse für die Beigeladene ergeben? so ist sie in

’ der Lage„ im Wege der Erhebung öffentlich—rechtlicher Bei—

träge von ihren Hitgliedern die notwendigen (öffentlichen)

Mittel für ihren Haushalt zu beschaffen (% 8 Nr„ 3 und 4
RGG; $ 29 Abs° l und 4 des nds° Realverbandsgesetzes)o

Nach allem ist der Kläger nach % ? Abs° 1 Nr„ 5 BKGG vom
Bezug des Kindergeldes ausgeschlossen° Die Revisionen des
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Klägers und der Beigeladenen müssen deshalb zurückgewiesen

werden„

Die Kostenentscheidung folgt ahs @195 SGG„
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